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1.0 Satzungsbereich/ Raumordnung 

Die Gemeinde Meine ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Papenteich. Sie be-
steht aus den Ortsteilen Abbesbüttel, Bechtsbüttel, Grassel, Gravenhorst, Meine, Ohn-
horst, Wedelheine und Wedesbüttel. Das Satzungsgebiet liegt im Südosten von 
Bechtsbüttel. 

Nach regionalplanerischen Zielvorgaben im Regionalen Raumordnungsprogramm für 
den Großraum Braunschweig 2008 des Zweckverbandes Großraum Braunschweig 
(RROP) ist dem Ortsteil Meine die Funktion eines Grundzentrums in der Samtge-
meinde zugewiesen. Das Samtgemeindegebiet ist nach landesplanerischen Zielvorga-
ben 1) Teil der Metropolregion Braunschweig-Hannover-Wolfsburg-Göttingen, d. h. hier 
sind vorrangig solche Entwicklungsvorhaben durchzuführen, die das Arbeitsplatzange-
bot sichern, die Umweltbedingungen verbessern u. a. m. 

Die Gemeinde ist charakterisiert durch ihre besondere Großstadtrandlage. Dies gilt vor 
allem für die Ortschaft Bechtsbüttel 

Durch die Bundesstraße B 4 und die Landesstraße L 321 ist Meine gut in das regionale 
Verkehrsnetz eingebunden. Es besteht im Ortsteil Meine ein Bahnhaltepunkt an der 
Eisenbahnlinie Braunschweig-Gifhorn-Uelzen. 

Die Gemeinde Meine hat gegenwärtig rd. 8.650 Einwohner (gemeindeeigene Zählung; 
Stand: 23.01.2020), davon entfallen auf die Ortschaft Bechtsbüttel rd. 670 Einwohner. 

Der Geltungsbereich der Satzung "Waggumer Weg" gem. § 34 Abs. 4 BauGB befindet 
sich im Südosten der Ortslage von Bechtsbüttel, an der Gemeindestraße Waggumer 
Weg, der zum gleichnamigen Ortsteil von Braunschweig führt. Hier wird der bereits 
bebaute Bereich südwestlich des Waggumer Weges zur Beurteilung der Zulässigkeit 
von Vorhaben miterfasst, südlich davon wird ein bisher unbebautes Grundstück für 
eine Nachverdichtung erstmalig in die Ortsgrenzen miteinbezogen. 

Nach raumordnerischen Zielen des RROP 2) ist Meine als Grundzentrum festgelegt. 
Insofern ist Bechtsbüttel nach den Grundsätzen der Eigenentwicklung zu betrachten. 
Es ist allerdings vor dem Hintergrund eines weiteren Wohngebäudes (Maximal 2) aus-
zuschließen, dass durch die Planung ein erheblicher Zuzug hervorgerufen wird. 

Schwerpunkt der Entwicklung innerhalb der ländlichen Regionen sind beispielsweise 
der Erhalt gewachsener Siedlungsstrukturen, die Sicherung einer ausreichenden Be-
völkerungsdichte sowie die angemessene Ausstattung mit Wohnraum, Dienstleis-
tungs-, öffentlichen Verkehrs- und anderen Versorgungseinrichtungen. Gleichzeitig ist 
anzustreben, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit auch außerhalb der Land- und 
Forstwirtschaft zu entwickeln. Wichtig ist schließlich auch die Sicherung der für diesen 
Raum typischen Funktionen, wie Land- und Forstwirtschaft, Wohnen sowie Erholungs- 
und Feriennutzung im naturnahen Raum mit seinen ökologischen Funktionen. 

Der Plangeltungsbereich ist im RROP ohne Festlegung. Vor diesem Hintergrund und 
da durch Planung lediglich die Errichtung eines zusätzlichen Hauses ermöglicht wird, 
erachtet die Gemeinde die Planung als angemessen und an die Ziele der Raumord-
nung gem. § 1 Abs. 4 BauGB angepasst. 

 

                                            
1) Niedersächsisches Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwick-

lung (ML): Landes-Raumordnungsprogramm Niedersachsen 2017 (LROP) – in der aktuellen Fassung; 
Hannover 

2) Regionalverband Großraum Braunschweig: Regionales Raumordnungsprogramm für den Großraum 
Braunschweig 2008, (RROP) - in der aktuellen Fassung; Braunschweig 
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2.0 Entwicklung des Plans/ Rechtslage 

Die Samtgemeinde Papenteich besitzt einen wirksamen Flächennutzungsplan. Die 
Neufassung 2012 stellt die Digitalisierung des gesamten Flächennutzungsplanes der 
Samtgemeinde Papenteich in der seinerzeitig aktuellen Fassung dar. 

Auf Grund der Parzellenunschärfe des Planwerkes ist eine abschließende Bestimmung 
nicht möglich. Die Gemeinde ist der Auffassung, dass sich der Planbereich überwie-
gend im Bereich befindet, der als Wohnbaufläche erfasst ist und im Süden in geringem 
Umfang als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt wird. Im Rahmen der Planung wird 
mit der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung eine Fläche von ca. 0,31 ha erfasst. 
Hierbei werden im Umfang von 0,09 ha unbebaute Fläche, die bisher dem Außenbe-
reich zuzuordnen war, in den im Zusammenhang bebauten Bereich einbezogen. Im 
Umfang von ca. 0,22 ha wird der zur Klarstellung herangezogene Bebauungsbereich 
erfasst. Im Rahmen einer künftigen Änderung des Flächennutzungsplanes der Samt-
gemeinde Papenteich kann dieser Bereich dann vollständig in die Bauflächendarstel-
lung einbezogen werden. 

Die Fläche des Geltungsbereiches die bereits bebaut ist und herangezogen wird, dient 
dazu die zulässige Art und das Maß der baulichen Nutzung zu definieren. Auch hin-
sichtlich eines harmonischen Ortsbildes ist der bereits bebaute Bereich in der Nach-
barschaft maßgeblich. 

Die Planung ist insofern als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt anzusehen. 

Die Aussagen des Gebietsentwicklungsplanes der Samtgemeinde Papenteich sind be-
rücksichtigt. Dort wird Bechtsbüttel eine besondere Bedeutung für die Siedlung und der 
Landschaft zu geschrieben. 

Die Erschließung des zu bebauenden Grundstücks besteht dem Grunde nach durch 
den Waggumer Weg. Ausbaumaßnahmen und Erweiterungen bestehender Ver- und 
Entsorgungsinfrastrukturen sind voraussichtlich nicht erforderlich. 

Gemäß § 34 Abs. 6 BauGB wird das Bauleitplanverfahren im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 BauGB durchgeführt. Durch die Aufstellung der Satzung wird der sich aus 
der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zulässigkeitsmaßstab 
nicht verändert. Es bestehen keinerlei Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der im 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter (Beeinträchtigung der Erhaltungsziele 
und Schutzzwecke der Natura-2000-Gebiete im Sinne des Bundesnatur-schutzgeset-
zes). Aufgrund der geringen Größe von weniger als 2 ha neu versiegelbare Fläche 
besteht nach Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung keine 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung. Das Baugesetz-buch 
sieht im vereinfachten Verfahren vor, dass von der Anfertigung der Umweltprüfung, des 
Umweltberichts sowie der zusammenfassenden Erklärung abgesehen wird (§ 13 Abs. 
3 BauGB). 

Mit dem Bebauungsplan wird ein Eingriff in Natur und Landschaft vorbereitet. Hierfür 
ist gem. § 1a Abs. 3 BauGB ein angemessener Ausgleich zu erbringen und im Rahmen 
des Planverfahrens in angemessener Weise zu sichern. Zu diesem Zweck erfolgt die 
Ausweisung einer Anpflanzfläche am westlichen des Baugrundstücks. 
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3.0 Notwendigkeit, Ziele, Zwecke und Auswirkungen der Satzung / Begründung 

Mit der vorliegenden Satzung soll im Südosten von Bechtsbüttel die Erbauung von ei-
nem weiteren Wohnhaus ermöglicht werden. Die Einbeziehung dieser Fläche in den 
im Zusammenhang bebauten Ortsteil dient dazu, dem Grundstückseigentümer die 
Möglichkeit zu bieten, die Fläche für die Errichtung eines weiteren Wohngebäudes zu 
nutzen. Dadurch wird ein Beitrag zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden ge-
leistet. Es ist unter Bezugnahme auf die bauliche Umgebung, die bei der Beurteilung 
heranzuziehen ist, von der Entstehung eines Einfamilien- oder Doppelhauses auszu-
gehen. 

Aufgrund der geringen Größe von 0,09 ha (von insgesamt rd. 0,31 ha des Satzungs-
bereiches), die erstmals bebaubar sein werden, werden die zukünftigen Bauvorhaben 
im Übrigen zulässig sein, wenn sie gem. § 34 Abs. 1 BauGB in ihrer Art der Eigenart 
der näheren Umgebung entsprechen (Einfügungsgebot) und wenn die gesunden 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewahrt werden. Das Ortsbild darf nicht beeinträchtigt 
werden, insofern ergeben sich die zulässige Art und das Maß der baulichen Nutzung 
aus der näheren Umgebung. 

Dies bedeutet in diesem Zusammenhang, entspricht die Eigenart der näheren Umge-
bung einem der Baugebiete, die in der auf Grund des § 9a erlassenen Verordnung 
bezeichnet sind, beurteilt sich die Zulässigkeit des Vorhabens nach seiner Art allein 
danach, ob es nach der Verordnung in dem Baugebiet allgemein zulässig wäre. 

Von diesen oben bezeichneten Vorhaben dürfen keine schädlichen Auswirkungen auf 
zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden zu erwar-
ten sein. 

Vom Erfordernis des Einfügens in die Eigenart der näheren Umgebung kann im Ein-
zelfall abgewichen werden, wenn die Abweichung der Erweiterung, Änderung, Nut-
zungsänderung oder Erneuerung eines zulässigerweise errichteten Gewerbe- oder 
Handwerksbetriebs sowie Wohngebäudes dient, städtebaulich vertretbar ist und auch 
unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 

Dies findet allerdings keine Anwendung auf Einzelhandelsbetriebe, die die verbrau-
chernahe Versorgung der Bevölkerung beeinträchtigen oder schädliche Auswirkungen 
auf zentrale Versorgungsbereiche in der Gemeinde oder in anderen Gemeinden haben 
können. 

Voraussetzung für die Aufstellung dieser Satzung ist, dass sie mit einer geordneten 
städtebaulichen Entwicklung vereinbar sind, die Zulässigkeit von Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Ge-
setz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen, nicht 
begründet wird und keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 
Nummer 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Pla-
nung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Un-
fällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Es bestehenden keine anderen Satzungen oder Bauleitpläne im räumlich-funktionalem 
Zusammenhang mit dem Plangebiet, die bei der Aufstellung zu betrachten wären. 

Um das bebaubare Grundstück möglichst flexibel ausnutzen zu können, werden die 
Baugrenzen großzügig entsprechend der vorhandenen Bebauung gefasst und darüber 
hinaus mit dem Mindestabstand von 3,0 m zu den Grenzen des Planbereiches festge-
legt. Ausnahme hiervon bildet die Anpflanzfestsetzung in einer Breite von 5 m, zu der 
kein Abstand einzuhalten ist. 
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Um eine für den ländlichen Bereich angemessene und ortsübliche Durchgrünung zu 
gewährleisten, wird festgesetzt, dass Grundstücksflächen, soweit sie nicht für andere 
zulässige Nutzungen erforderlich sind, als Grünflächen auszubilden sind. Ziel dieser 
Festsetzung ist der Ausschluss u.a. von Schotterflächen und nicht erforderlichen Ver-
siegelungen der privaten Grundstücksflächen. 

Als Ausgleich für die Eingriffe sowie zur Einbindung des Grundstücks in die Landschaft 
wird eine Anpflanzfestsetzung am südöstlichen Rand des Plangebietes in einem Um-
fang von ca. 0,01 ha ausgewiesen. In diesem Bereich ist eine Baum-Strauch-Hecke 
aus standortheimischen Gehölzen herzustellen, zu pflegen und zu erhalten. 

Das unbebaute Grundstück ist über den vorhandenen Gemeindeweg bereits erschlos-
sen. Durch die vorhandene Erschließung und der Erweiterung des im Zusammenhang 
bebauten Ortsteils wird ein Beitrag zur effizienten Ausnutzung vorhandener Erschlie-
ßungsanlagen geleistet. Die notwendig werdenden Stellplätze müssen privat auf den 
Grundstücken nachgewiesen werden. Öffentliche Parkplätze werden in der vorliegen-
den Satzung nicht festgesetzt. 

Die Müllentsorgung erfolgt über den Landkreis Gifhorn. Die Nutzer haben ihre Müllbe-
hälter rechtzeitig an den Tagen der Müllabfuhr (spätestens bis 6.00 Uhr) im Bereich 
der öffentlichen Straße dort bereitzustellen, wo die Schwerlastfahrzeuge der Müllab-
fuhr ungehindert an- und abfahren können. 

Für die Ver- und Entsorgung des Gebietes ist die Einbindung in die in der Ortslage 
vorhandenen Verbundnetze für Wasser, elektrische Energie, Telekommunikation etc. 
vorhanden. Die Wasserversorgung erfolgt über das vom Wasserverband Gifhorn be-
triebene Trinkwassernetz. Die Schmutzwasserentsorgung obliegt ebenfalls dem Was-
serverband Gifhorn. 

Es ist davon auszugehen, dass die Bewirtschaftung des Niederschlagswassers auf 
dem zu bebauenden Grundstück erfolgen kann, dementsprechend wird festgesetzt, 
dass die abflussmindernde Wirkung der Flächen im Zuge der Inanspruchnahme nicht 
beeinträchtigt werden darf, sofern eine zusätzliche Einleitung in eine vorhandene Re-
genwasserkanalisation nicht möglich sein sollte. 

Im direkten Umfeld des Plangebietes befinden sich in der noch immer teilweise dörflich 
geprägten Ortslage von Bechtsbüttel landwirtschaftliche Betriebe mit ihren Hofstellen. 
So bspw. die direkt westlich bzw. nordwestlich des Baugrundstücks liegenden Hofstelle 
eines landwirtschaftlichen Haupterwerbsbetriebes mit 34 Pensionspferden. Südlich der 
Hofstelle liegen Reitplatz und Mistlager, östlich der landwirtschaftlichen Gebäude gren-
zen der Longierplatz und die Paddocks an und weiter östlich bzw. südlich liegt die o.g. 
Pferdekoppel. 

Die Entwicklung der landwirtschaftlich verursachten Stäube, Geräusche und Gerüche 
erfolgt durch folgende Immissionsquellen:  

- den Fahrverkehr auf der Hofstelle,  

- die Pferdehaltung in den Stallungen,  

- den Auslauf der Pferde auf der Pferdekoppel und dem Paddock,  

- die Nutzung der Mistplatte bzw. die Anlage eines Mistlagers sowie  

- den Gebrauch des Longierplatzes und des Reitplatzes.  

Die Immissionen können je nach Windrichtung und Intensität der Nutzungsbereiche in 
das Plangebiet hineinwirken und zu Immissionskonflikten zwischen Wohnnutzung und 
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landwirtschaftlicher Betriebsnutzung führen. Die aufgezeigte Immissionsproblematik 
birgt ein Konfliktpotenzial, dem im Rahmen der Bauleitplanung Rechnung zu tragen ist. 

Es ist auszuführen, dass es sich grundsätzlich bei der angesprochenen Konfliktlage 
um die bestehende Nutzungszusammenstellung im vorhandenen Bestand handelt. Es 
befinden sich bereits jetzt Wohngebäude in direkter Nachbarschaft zu dem landwirt-
schaftlichen Betrieb für Pferdehaltung. 

Zudem wird darauf hingewiesen, dass sich diese Nutzungen teilweise auch innerhalb 
von Wohnbauflächendarstellung des Flächennutzungsplans der Samtgemeinde befin-
den. Demnach folgert bereits auf der vorbereitenden Bauleitplanungsebene aus dem 
Nebeneinander von Wohnen und landwirtschaftlichen Nutzungen kein grundsätzlicher 
Ausschluss. 

Es gehört daher nach Auffassung der Gemeinde zum Wohnen in einer dörflichen Orts-
lage dazu, derart übliche Immissionen, die sich aus der landwirtschaftlichen Nutzung 
ergeben, hinzunehmen. 

Es ist an dieser Stelle zu erwähnen, dass durch die geplante Bebauung des Grund-
stücks kein erheblicher Konflikt eingeführt wird, da sich dieses nordöstlich der Pferde-
haltungen befindet. Die Immissionen werden somit nur äußerst selten durch die vor-
herrschende Windrichtung in das Plangebiet getragen werden. Dies gilt insbesondere 
für die Mistplatte, welche eine Hauptquelle für Emissionen darstellt. 

Des Weiteren ist festzuhalten, dass bisherige Außenflächen des Pferdehaltungsbetrie-
bes für diese bauliche Erweiterung in Anspruch genommen werden, insofern ist davon 
auszugehen, dass die Planung auf der Grundlage der eigentumsrechtlichen Einigung 
im Einvernehmen aller Beteiligten stattfindet. 

Schlussendlich ist darauf hinzuweisen, das aber dennoch im Rahmen der Genehmi-
gung Auflagen des Immissionsschutzes aufgrund der Konfliktlage zum jetzigen Zeit-
punkt nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden können. 

Zudem reagiert die Planung auf diesen Belang, in dem der Gebietscharakter nicht fest-
gesetzt wird. Zulässige Nutzungen sind aus der vorhandenen Gebietstypologie abzu-
leiten. Somit wird gewährleistet, dass der Schutzanspruch dem vorhandenen Bestand 
angepasst wird. Allerdings werden an dieser Stelle die zukünftigen Bewohner dieses 
Grundstücks auf die immissionsschutzrechtliche Situation hingewiesen, sowie das die 
Immissionen aus den landwirtschaftlichen Betrieben im ortsüblichen Umfang zu tole-
rieren sind. 

Ebenso wie die Immissionen, insbesondere von den umliegenden, landwirtschaftlich 
genutzten Flächen. Die Beeinträchtigungen können saisonal auftreten und sind von 
den Anwohnern auch im ortsüblichen Umfang zu tolerieren. 

Altablagerungen oder sonstige Bodenverunreinigungen sind derzeit nicht bekannt. 
Sollten bei Bodenaushubarbeiten Bodenverhältnisse vorgefunden werden, die auf Alt-
ablagerungen hindeuten, so ist dies der unteren Abfallbehörde des Landkreises Gif-
horn zu melden. 

Maßnahmen des vorbeugenden Brandschutzes sind in Abstimmung mit dem örtlichen 
Brandschutzprüfer zu bestimmten und im Zuge der Baugenehmigung bzw. der Bauan-
zeige nachzuweisen. 

Nach Unterlagen und Wissen der Kreis- und Stadtarchäologie Gifhorn sind in dem ge-
planten Bereich keine Bodendenkmale bekannt. 

Es ist nicht auszuschließen, dass bei Bodeneingriffen archäologische Denkmale auf-
treten, die dann unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde / der Kreis- und 
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Stadtarchäologie (Herrn Dr. Eichfeld, Tel. 05371/3014; ingo.eichfeld@gifhorn.de) ge-
meldet werden müssen (§ 14 Abs. 1 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz - 
NDSchG). Möglicherweise auftretende Funde und Befunde sind zu sichern, die Fund-
stelle unverändert zu belassen und vor Schaden zu schützen (§ 14 Abs. 2 NDSchG). 

 

 

4.0 Eingriffsregelung/ Umweltbelange 

Durch die vorliegende Satzung "Waggumer Weg" gem. § 34 Abs. 4 BauGB wird im 
Umfang von rd. 900 m² ha ein Grundstück in den Innenbereich am südöstlichen Orts-
rand von Bechtsbüttel einbezogen und erstmalig bebaubar. Im Sinne des sparsamen 
Umganges mit Grund und Boden wird der Eingriff an anderen Stellen vermieden, an 
denen bisher eine unverbaute Landschaft besteht. Die erstmals bebaubare Fläche ist 
im Flächennutzungsplan überwiegend als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. 
Weitere 0,22 ha sind bereits bebaut und werden im Plangeltungsbereich herangezo-
gen, um die zulässige Art und das Maß der baulichen Nutzung im Hinblick auf die Ein-
fügung in die Eigenart der näheren Umgebung gem. § 34 Abs. 1 BauGB zu definieren 
und die Erschließung zu sichern. 

Ca. 150 m² am südwestlichen Rand werden zur Anpflanzung einer Baum-Strauch-He-
cke ausgewiesen, um die Eingriffe in den Naturhaushalt auszugleichen. 

Aufgrund der Tatsache, dass es sich bei der vorliegenden Planung neben dem Klar-
stellungsanteil eines bestehenden Bereiches um eine Ergänzungssatzung nach § 34 
Abs. 4 Nr. 3 BauGB handelt, ist im Rahmen des Aufstellungsverfahrens die Eingriffs-
regelung nach § 1a BauGB abzuhandeln. Ein Ausgleich im Hinblick auf den Eingriff in 
Natur und Landschaft ist für den Klarstellungsanteil im Rahmen der vorliegenden Pla-
nung nicht erforderlich, da die Eingriffe unabhängig von der vorliegenden Planung be-
reits zulässig waren oder bereits erfolgt sind (§ 1a Abs. 3 letzter Satz BauGB). Lediglich 
für die bisherige Außenbereichsfläche, die mit der vorliegenden Planung erstmalig in 
den im Zusammenhang bebauten Ortsteil einbezogen wird, ist die Eingriffsregelung 
abzuhandeln. 

Der erstmals bebaubare Bereich der Satzung umfasst 900 m² und stellt sich aktuell als 
landwirtschaftliche Nutzfläche (Pferdeweise) bodenoffen dar. Entsprechend der "Ar-
beitshilfe zur Ermittlung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in der Bauleitpla-
nung", Liste II 2016 des Niedersächsischen Städtetages" wird dem Biotoptyp der Wert-
faktor 1 zugeordnet.  

Durch die vorliegende Planung und im Zusammenhang mit dem Einfügungsgebot hin-
sichtlich der Eigenart der näheren Umgebung wird eine Versiegelung durch eine Ein-
zel- bzw. Doppelhausbebauung ermöglicht. 

Bei dem erstmals bebaubaren Grundstück wird mit Hinblick auf den Klarstellungsbe-
reich in der Berechnung von einer 40 % -igen Versiegelung ausgegangen. So wird eine 
maximal mögliche Versiegelung von rd. 350 m² bei einer Grundfläche von ca. 900 m² 
zu erwarten sein. Aufgrund der hohen, zu erwartenden naturschutzfachlichen Bedeu-
tung der anzupflanzenden Baum-Strauch-Hecke aus standortheimischen Gehölzen im 
Plangebiet, nimmt die Gemeinde eine hohe Wertigkeit in der Zieldimension von 3,5 
Werteinheiten an. Dies begründet sich in der Erfahrung mit vergleichbaren Maßnah-
men, die durchgeführt wurden und im Ergebnis einen wichtigen Bestandteil für die na-
turräumlichen Schutzgüter gebildet haben. 
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Berechnung des Flächenwertes des Eingriffsortes vor und nach dem Eingriff  

Ist-Zustand  Planung/Ausgleich 

Ist-Zustand der 
Biotoptypen 

Fläche 
[ha] 

Wert-
faktor 

Flächen-
wert 

 

Planungsumsetzung 
(Biotoptypen) 

Fläche 
[ha] 

Wert-
faktor 

Flächen-
wert 

1 2 3 4 5 6 7 8 
Pferdeweide (GW) 900m² 1 900 Maximal versiegelbare 

Fläche (x) 
350 m² 0 0 

    Neuzeitlicher Ziergar-
ten (PHZ) 

400 m² 1 400 

    Baum-Strauch-Hecke 
standortheimischer Ge-
hölze (HFM) 

150 m² 3,5 525 

Summe: 900 m²   900 Summe: 900 m²  925 

Flächenwert der Eingriffsfläche 
vor dem Eingriff (Ist-Zustand)  900  

Flächenwert der Eingriffsfläche 
nach dem Eingriff (Soll-Zustand) 925 

Flächenwert Soll-Zustand - Flächenwert Ist-Zustand:                                  25 Werteinheiten 

gleich 0  Ausgleich am Ort des Eingriffs erreicht 
>0 Eingriff wird am Eingriffsort überkompensiert 
<0 Eingriff kann am Eingriffsort nicht ausgeglichen werden, zusätzlicher Kompensationsbedarf 

Es entsteht aufgrund der Ausgleichsmaßnahmen im Plangebiet kein Defizit. Eine be-
sondere Schutzwürdigkeit für eines der naturräumlichen Schutzgüter konnte im Rah-
men der Bestandserhebung ebenfalls nicht festgestellt werden. Weitere Maßnahmen 
sind somit nicht erforderlich, der Ausgleich ist in ausreichendem Umfang erbracht. 

Die erstmalig zu bebauende Fläche stellt sich als bodenoffene Pferdeweide dar. Süd-
östlich bis südwestlich grenzen weitere Landwirtschaftsflächen an. Nordöstlich bis 
nordwestlich befindet sich die vorhandene Ortslage von Bechtsbüttel. Direkt westlich 
des Plangebietes befindet sich ein landwirtschaftlicher Betrieb mit Viehhaltung. 

Die Bestandsaufnahme hat keine Hinweise auf das Vorkommen besonders oder streng 
geschützter Arten innerhalb der erstmalig zu bebauender Fläche ergeben. Arten-
schutzrechtliche Maßnahmen sind somit nicht notwendig. 

Da sich der neu zu bebauende Bereich derzeit jedoch als Pferdeweide darstellt, ist 
nicht kategorisch auszuschließen, dass hier während der einschlägigen Zeiten Fort-
pflanzungsstätten von bspw. Vogelarten angetroffen werden können. Insofern ist vor-
gesehen, dass die Baufeldfreimachung außerhalb der Brut- und Setzzeit erfolgen soll. 
Grundsätzlich gilt das Artenschutzrecht unmittelbar und ist auch in Zukunft zu beach-
ten. Artenschutzrechtliche Eingriffe liegen mit Hinblick auf die Ausgleichsmaßnahmen 
planbedingt allerdings nicht vor. 

- Bodenschutz 
Bei den Einwirkungen auf den Boden sollen Beeinträchtigungen der natürlichen Bo-
denfunktionen und der Archivfunktion vermieden werden (vgl. § 1 BBodSchG). Mit 
Grund und Boden ist gemäß §1a BauGB sparsam und schonend umzugehen und flä-
chenbeanspruchende Maßnahmen sollten diesem Grundsatz entsprechen (LROP 
3.1.1, 04). 

Es handelt sich dem Plangebiet um Lehmgebiete der Geestplaten und Endmoränen. 
Die Podsol-Braunerden bestehen überwiegend aus Geschiebedecksanden über glazi-
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fluvatilen Sanden. In Senken und Tälern sind oft Gley-Braunerden aus Geschiebedeck-
sanden über glazifluvatilen anzutreffen. Auf dem Baugrundstück ist mittlerer Kolluvisol 
unterlagert von Gley zu erwarten, mit einem hoch anstehenden Grundwasserspiegel 
unter der Geländeoberfläche (> 7 dm). 

Das landwirtschaftliche Ertragspotential der Böden im Plangebiet ist schlecht zu be-
werten. Die Grünland- bzw. Ackerzahl beträgt nach dem Bodeninformationssystemeine 
Bewertung von 30. 

Die Böden im Plangebiet befinden sich nicht im Suchraum für schutzwürdige Böden 
und weisen keine besondere Verdichtungsempfindlichkeit auf. 

Es handelt sich bei dem Baugrund um gering bis mäßig konsolidierte feinkörnige, bin-
dige Lockergesteine, z.T. mit organischen Einlagerungen und nichtbindige, grobkör-
nige Lockergesteine, überwiegend mitteldicht bis dicht gelagert.  

Vorhandener Oberboden sollte aufgrund § 202 BauGB vor Baubeginn abgeschoben 
und einer ordnungsgemäßen Verwertung zugeführt werden. Im Rahmen der Bautätig-
keiten sollten einige DIN-Normen aktiv Anwendung finden (v.a. DIN 19639 Boden-
schutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetationstech-
nik im Landschaftsbau -Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwertung von Bodenmaterial). 

Um dauerhaft negative Auswirkungen auf die von Bebauung freizuhaltenden Bereiche 
(z.B. zukünftige Gärten) zu vermeiden, sollte der Boden im Bereich der Bewegungs-, 
Arbeits- und Lagerflächen durch geeignete Maßnahmen (z.B. Überfahrungsverbotszo-
nen, Baggermatten) geschützt werden. Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- 
und aufgetragen werden. 

Die Lagerung von Boden in Bodenmieten sollte ortsnah, schichtgetreu, in möglichst 
kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung geschützt vorgenommen werden (u.a. 
gemäß DIN 19731). Außerdem sollte das Vermischen von Böden verschiedener Her-
kunft oder mit unterschiedlichen Eigenschaften vermieden werden. Auf verdichtungs-
empfindlichen Flächen sollten Stahlplatten oder Baggermatten zum Schutz vor mecha-
nischen Belastungen ausgelegt werden. Besonders bei diesen Böden sollte auf die 
Witterung und den Feuchtegehalt im Boden geachtet werden, um Strukturschäden zu 
vermeiden.  

Die Gemeinde erachtet damit die Eingriffsregelung gemäß § 1a BauGB i. V. m. § 21 
BNatSchG als angemessen erfüllt. 

 

5.0 Flächenbilanz 

Der Plangeltungsbereich umfasst 0,31 ha, von denen lediglich 0,09 ha erstmals bebau-
bar sind. Ca. 0,01 ha der Fläche werden für Anpflanzungen vorgehalten. 

 

 

6.0 Hinweise aus Sicht der Fachplanungen 

- Vorbeugender Brandschutz 
Der Landkreis Gifhorn hat mit Stellungnahme vom 02.12.2020 darauf hingewiesen, 
dass zur Sicherstellung der erforderlichen Löschwasserversorgung neben der abhän-
gigen Löschwasserversorgung (Hydranten im Trinkwassernetz) auch eine unabhän-
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gige Löschwasserversorgung (z.B. Löschwasserbrunnen) gehört. Die Wasserversor-
gungsunternehmen gehen, aus trinkwasserhygienischen Gründen, zwischenzeitlich 
dazu über die vorhandenen Versorgungsleitungen mit geringeren Rohrdurchmessern 
zu versehen, um die Verkeimung des Trinkwassers so gering wie möglich zu halten. In 
Neubaugebieten werden daher auch Leitungsnetze mit geringen Rohrdurchmessern 
verbaut. Die geringen Rohrdurchmesser führen dazu, dass über das Hydranten Netz 
nicht die erforderliche Löschwassermenge zum Grundschutz zur Verfügung gestellt 
werden kann. 

1. Zum Grundschutz hat die Löschwasserbereitstellung für die geplanten Gebietstypen 

Ohne eine Festlegung, um welche Gebietstypik es sich handelt, kann keine Löschwas-
ser Empfehlung benannt werden.  

für zwei Stunden als Löschwassergrundsicherung durch die Gemeinde zu erfolgen. 
Kann der Bedarf nicht durch die öffentliche Wasserversorgung (Hydranten Netz) oder 
unerschöpfliche Wasserquellen zur Verfügung gestellt werden, ist der Löschwasserbe-
darf über unabhängige Löschwasserentnahmestellen (z.B. Löschwasserbrunnen, 
Löschwasserteiche, etc.) sicherzustellen. Die Wasserentnahmestellen dürfen nicht 
weiter als 300 m vom jeweiligen Objekt entfernt sein. Die erste Löschwasserentnah-
mestelle sollte nicht weiter als 75 m Lauflinie von den entsprechenden Gebäuden ent-
fernt sein. Der tatsächliche Löschwasserbedarf und die Lage der Löschwasserentnah-
mestellen sind mit dem Gemeinde-/Samtgemeinde-/Stadtbrandmeister festzulegen. 
Dies entspricht der Fachempfehlung "Löschwasserversorgung aus Hydranten in öffent-
lichen Verkehrsflächen" der AGBF, des DFV und des DVGW (Stand 04/2018). 

2. Werden in den geplanten Gebietstypen größere Objekte angesiedelt (z.B. Alten- und 
Pflegeheime, Sonderbauten u. ä.) ist zum vorhandenen Grundschutz zusätzlich Lösch-
wasser für den Objektschutz erforderlich. Die erforderliche Löschwassermenge für den 
Objektschutz richtet sich nach der Art und der Größe des Objektes. 

3. Liegen Gebäude mehr als 50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt oder liegt 
die oberste Wandöffnung oder sonstige Stellen die zum Anleitern bestimmt sind mehr 
als 8 m über der Geländeoberfläche, sind befestigte Zu - und Durchfahrten erforderlich 
und entsprechende Wendemöglichkeiten (Wendehammer) für Feuerwehrfahrzeuge 
mit einer Achslast von bis zu 10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 16 t 
vorzusehen. §1 DVO-NBauO 

Hinweis: 

Zu allen Grundstücken und Gebäuden sollte eine Zufahrt für Feuerwehr- und Rettungs-
fahrzeuge in einer Breite von mindestens 3,00 m vorgesehen werden. (§4 NBauO in 
Verbindung mit §§1 und 2 DVO-NBauO und der Richtlinie über Flächen für die Feuer-
wehr) 

Der Gemeindebrandmeister hat mit Stellungnahme vom 13.11.2020 hierzu ergänzt, 
dass die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der Lösch-
wasserversorgung (Grundschutz) dienen, 150 m nicht übersteigen dürfen. Größere Ab-
stände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch andere geeignete Löschwas-
serentnahmestellen. 

- Immissionsschutz 
Mit Schreiben vom 23.11.2020 weist die Niedersächsische Landesbehörde für Stra-
ßenbau und Verkehr darauf hin, dass seitens des Straßenbaulastträgers der Landes-
straße keine Lärmschutzmaßnahmen für das Plangebiet errichtet und auch keine Kos-
ten hierfür übernommen werden. Ansprüche hinsichtlich der Emissionen wie Lärm, 
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Staub, Gasen oder Erschütterungen können gegenüber dem Land nicht geltend ge-
macht werden. 

- Abwurfkampfmittel 
Für die Planfläche liegen dem Kampfmittelbeseitigungsdienst Niedersachsen (Stel-
lungnahme vom 17.11.2020) die folgenden Erkenntnisse vor: 

Empfehlung: Kein Handlungsbedarf 

Fläche A 

Luftbilder: Die derzeit vorliegenden Luftbilder wurden vollständig ausgewertet. 

Luftbildauswertung: Nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine Kampfmittel-
belastung vermutet. 

Sondierung:  Es wurde keine Sondierung durchgeführt. 

Räumung:  Die Fläche wurde nicht geräumt. 

Belastung:  Ein Kampfmittelverdacht hat sich nicht bestätigt. 

 

 

7.0 Ablauf des Aufstellungsverfahrens der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung 
 

7.1 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 13 BauGB nach § 3 Abs. 1 BauGB 
wurde durch Offenlage in der Zeit vom 08.06.2020 bis zum 12.06.2020 in der Gemein-
deverwaltung durchgeführt.  

 

7.2 Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

Von einer frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB - Unter-
richtung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange - wurde abgesehen 
(§ 13 Abs. 2. Nr. 1 BauGB). 

 

7.3 Öffentliche Auslegung 

Zum Planverfahren gem. § 13 BauGB nach § 3 Abs. 2 BauGB hat die öffentliche Aus-
legung vom 02.11.2020 bis zum 02.12.2020 stattgefunden. Die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange wurden nach § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 
30.10.2020 über die öffentliche Auslegung informiert. 

Die im Rahmen der einzelnen Verfahrensschritte vorgebrachten Gesichtspunkte wur-
den dementsprechend zum Gegenstand der Abwägung gem. § 1 Abs. 6 BauGB ge-
macht. 
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8.0 Verfahrensvermerk 

Die Begründung zur Klarstellungs- und Ergänzungssatzung hat mit den dazugehörigen 
Beiplänen gem. § 3 Abs. 2 BauGB vom 02.11.2020 bis 02.12.2020 öffentlich ausgele-
gen. 

Sie wurde in der Sitzung am 21.12.2020 durch den Rat der Gemeinde Meine unter 
Berücksichtigung und Einschluss der Stellungnahmen zum Aufstellungsverfahren be-
schlossen. 

 

Meine, den 22.12.20 

 

 

gez. i.V. Frank Siegel 

(Bürgermeisterin) 
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3ODQ]HLFKHQHUNOlUXQJ (BauNVO 2017, PlanZV)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

Verkehrsflächen
Straßenbegrenzungslinie

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen

7H[WOLFKH�)HVWVHW]XQJHQ

1 hEHUEDXEDUH�XQG�QLFKW��EHUEDXEDUH�*UXQGVW�FNVIOlFKHQ
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB), § 9 Abs. 2 Niedersächsische Bauordnung (NBauO))

1.1 Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen gem. § 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB sind, soweit sie nicht für
andere zulässige Nutzungen erforderlich sind, gem. § 9 Abs. 6 BauGB i.V. § 9 Abs.2 NBauO als Grünflächen auszubilden.
Kies- /Schotterflächen gelten nicht als Grünflächen im Sinne dieser Festsetzungen.

� *U�QRUGQXQJ
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

2.1 Als Ausgleichs- und Ersatzmaßnahme ist im Bereich der Fläche für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen eine Baum-Strauch-Hecke wie folgt anzulegen:
a) Innerhalb der Fläche ist je 50 m² ein klein- bis mittelkroniger, standortheimischer Laubbaum wie z.B. Eberesche,

Feldahorn, Hainbuche, Trauben-Eiche, Vogelkirsche oder Wildbirne zu pflanzen.
b) Innerhalb der Fläche ist je 5 m² Bepflanzungsfläche ein heimisches, standortgerechtes, strauchartiges, verpflanztes

Gehölz (100 cm bis 150 cm) wie z.B. Weißdorn, Roter Hartriegel, Haselnuss, Rote Heckenkirsche, Holunder und
Gewöhnlicher Schneeball, in dichten Gruppen von mindestens 4 Sträuchern zu setzen.

2.2 Sämtliche als zu pflanzend festgesetzte Gehölze im Plangebiet sind artgerecht zu unterhalten und im Falle ihres
Abganges adäquat zu ersetzen.

� 9HU��XQG�(QWVRUJXQJ
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

3.1 Maßnahmen zur Rückhaltung, Versickerung und geregelten Ableitung des Oberflächenwassers:
a) Die abfließende Menge Oberflächenwasser von dem unbebauten Grundstück darf das Maß im unbebauten Zustand

nicht überschreiten, wenn die Einleitung zusätzlichen Niederschlagswassers in die öffentliche
Regenwasserkanalisation/ Vorflut nicht möglich ist. Die Ableitung zusätzlich anfallenden Niederschlagswassers aus
dem Baugebiet auf öffentliche Flächen ist unzulässig. Hierzu sind geeignete Maßnahmen (z.B. Einleitung in
Regenwasserkanal, Rigolen, Retentionsanlagen) zu ergreifen.

b) Nicht verunreinigtes Niederschlagswasser kann in privaten Retentionsanlagen gesammelt und als Brauchwasser
verwendet werden, danach ist es dem Schmutzwassersammler zuzuführen.

+LQZHLV�

Das Plangebiet befindet sich im unmittelbaren Einwirkungsbereich landwirtschaftlicher Nutzungen. Hierzu gehört u.a. auch die
westlich befindliche Hofstelle mit der Pferdehaltung. Es werden daher die zukünftigen Nutzer des Grundstücks darauf
hingewiesen, dass sich aus diesem Grund Immissionen aus der Landwirtschaft in Form von Stäuben, Gerüchen und
Geräuschen ergeben können - auch am Wochenende - die in das Plangebiet hineinwirken.

3UlDPEHO�XQG�$XVIHUWLJXQJ

Aufgrund des § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde
Meine diese Klarstellungs- und Ergänzungssatzung, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen
Festsetzungen, beschlossen.

Meine, den 22.12.20

gez. i.V. Frank Siegel
(Bürgermeisterin)

9HUIDKUHQVYHUPHUNH

Aufstellungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am
14.05.2020 die Aufstellung der Klarstellungs- und
Ergänzungssatzung beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 29.05.2020
ortsüblich bekannt gemacht.

Meine, den 22.12.20

gez. i.V. Frank Siegel
(Bürgermeisterin)

Planunterlage
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte (Maßstab 1:1.000)
Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen

Vermessungs- und Katasterverwaltung
© 2020
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung
Niedersachsen, Regionaldirektion Wolfsburg

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des
Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege
und Plätze vollständig nach (Stand vom Dez. 2020).
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der
baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. *)
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die
Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. *)
*) Unzutreffendes bitte streichen)

Gifhorn, den 06.01.2021

 gez. J. Erdmann Siegel
 (Amtl. Vermessungsstelle)

Planverfasser
Der Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung
wurde ausgearbeitet von:

Dr.-Ing. W. Schwerdt
Büro für Stadtplanung GbR
Waisenhausdamm 7
38100 Braunschweig.

Braunschweig, den 04.01.2021

gez. Li., gez. H. Schwerdt
(Planverfasser)

Öffentliche Auslegung
Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am
07.10.2020 dem Entwurf der Klarstellungs- und
Ergänzungssatzung und der Begründung zugestimmt und
die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB
beschlossen.

beschlossen.
Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am
23.10.2020 ortsüblich bekannt gemacht.
Der Entwurf der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung
und die Begründung haben vom 02.11.2020 bis
02.12.2020 gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich
ausgelegen.

Meine, den 22.12.20

gez. i.V. Frank Siegel
(Bürgermeisterin)

Satzungsbeschluss
Der Rat der Gemeinde hat der Klarstellungs- und
Ergänzungssatzung nach Prüfung aller im
Aufstellungsverfahren vorgebrachten Stellungnahmen,
Bedenken, Anregungen und Hinweise in seiner Sitzung
am 21.12.2020 sowie die Begründung beschlossen.

Meine, den 22.12.20

gez. i.V. Frank Siegel
(Bürgermeisterin)

Bekanntmachung und In-Kraft-Treten
Der Beschluss der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung
ist gem. § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB am 24.02.21 im
Amtsblatt für den Landkreis Gifhorn Nr. 2 bekannt
gemacht worden. In der Bekanntmachung ist ein Hinweis
gem. § 215 Abs. 2 BauGB erfolgt.
Der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung ist damit gem.
§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB am 26.02.21 in Kraft getreten.

Meine, den 01.03.21

gez. i.V. Frank Siegel
(Bürgermeisterin)

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
Innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der
Klarstellungs- und Ergänzungssatzung ist die Verletzung
von Vorschriften gem. § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3,
Abs. 2 und Abs. 3 Satz 2 BauGB beim Zustandekommen
der Klarstellungs- und Ergänzungssatzung nicht geltend
gemacht worden.

Meine, den ........................

...........................................................
(Bürgermeisterin)
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SATZUNG 
 

der Gemeinde Meine zur Festlegung der Grenzen für den im Zusammenhang bebau-
ten Ortsteil Bechtsbüttel (Klarstellungssatzung) und zur Einbeziehung einzelner Au-
ßenbereichsflächen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteil (Ergän-
zungssatzung), "Waggumer Weg". 
 
 
 
 
Aufgrund des § 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) i.V.m. § 34 Absatz 4 Nr. 1 und Nr. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) hat 
der Rat der Gemeinde Meine in seiner Sitzung am 21.12.2020 folgende Satzung be-
schlossen: 
 
 

§ 1 
 
Ausgehend von dem vorgefundenen im Zusammenhang bebauten Ortsteil Bechts-
büttel werden die aus der zeichnerischen Darstellung im beigefügten Lageplan 
(Maßstab 1: 1.000) ersichtlichen einzelnen Außenbereichsflächen gem. § 34 Ab-
satz 4 Nr. 3 BauGB einbezogen. Der Lageplan und die darin enthaltenen Festset-
zungen sind Bestandteil dieser Satzung. 
 
 

§ 2 
 
Innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteils sowie auf den nach § 34 Abs. 4 
Nr. 3 BauGB einbezogenen Flächen richtet sich die Zulässigkeit von Vorhaben im 
Sinne von § 29 BauGB im Übrigen nach § 34 BauGB. 
 
 

§ 3 
 
Die Satzung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis 
Gifhorn in Kraft.  
 
 
 
Meine, den 22.12.20 
 
 
 
 
 
gez. i.V. Frank  Siegel 
Bürgermeisterin 


